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...............................................	................................................
Zahlungsempfänger		Ort, Datum



Landesamt für 
Straßenbau und Verkehr
Mecklenburg-Vorpommern
Dezernat 26
An der Jägerbäk 3

18069 Rostock



A N T R A G


auf Erstattung von Fahrgeldausfällen für die unentgeltliche Beförderung schwerbehinderter Menschen im öffentlichen Personennahverkehr für das Jahr …….


Hiermit werden Schlusszahlungen von Fahrgeldausfällen gemäß § 233 Abs. 2 Sozialgesetzbuch – Neuntes Buch – (SGB IX) für die unentgeltliche Beförderung schwerbehinderter Menschen im öffentlichen Personennahverkehr im Linienverkehr mit Straßenbahnen / Kraftfahrzeugen / Linienfähr- und Übersetzungsverkehr mit Wasserfahrzeugen 
(Nichtzutreffendes streichen) 

für die Zeit vom ........................................ bis ........................................ beantragt.


	1.
	Antragsteller/in
Name/Firma des Antragstellers / der Antragstellerin (genaue Bezeichnung des Unternehmens)



	
	Straße 



	
	Betriebssitz (PLZ, Ort)



	
	Telefon

	Telefax
	E-Mail

	
	Kreditinstitut:

	IBAN:

	BIC:


	
	Befindet sich das Unternehmen überwiegend in der Hand des Bundes oder eines mehrheitlich dem Bund gehörigen Unternehmens?

|_| nein	|_| ja, zu ….. %







	2.
	Erstattungsfähige Fahrgeldeinnahmen
im Jahre ……. gemäß § 231 Abs. 2 SGB IX  
(bei Beförderungen, die die Landesgrenze von Mecklenburg-Vorpommern überschreiten, ist das Beförderungsentgelt nur anteilmäßig berücksichtigungsfähig)


	2.1.
	Fahrgeldeinnahmen aus Linienverkehren	
nach § 42 PBefG gemäß bestätigter
Schlussabrechnung des Jahres …….

	

.............................. €

	2.2.
	Fahrgeldeinnahmen aus Linienverkehren	
nach § 43 Nr. 2 PBefG gemäß bestätigter
Schlussabrechnung des Jahres …….

	

.............................. €

	2.3.	
	Einnahmen aus Sachbeförderungen gemäß	
bestätigter Schlussabrechnung des Jahres …….

	
.............................. €

	2.4.
	Einnahmen im Linien-, Fähr- und Übersetzverkehr 
mit Wasserfahrzeugen gemäß bestätigter Schlussabrechnung des Jahres …….

	

.............................. €

	2.5.	
	Erstattungsfähige Fahrgeldeinnahmen insgesamt:

	
.............................. €

	
	
	

	
	
	

	3.
	Erstattungsanspruch
	

	
	Erstattungsanspruch insgesamt (      %):
	.............................. €

	
	
	

	4.
	Erhaltene Vorauszahlungen
	

	
	Vorauszahlungen aus Landesmitteln insgesamt
	.............................. €

	
	Vorauszahlung aus Landesmitteln vom 15.07……..
	.............................. €

	
	Vorauszahlung aus Landesmitteln vom 15.11……..
	.............................. €



5.	Schlusszahlung

	Nach Gegenüberstellung der Erstattungsansprüche (Ziffer 3) und der Voraus-
	zahlungsbeträge (Ziffer 4)

	* stehen uns noch Restbeträge
	  an Landesmitteln i.H.v.	.............................. €

	zu. 

	* sind von uns Beträge
	
	   an Landesmitteln i.H.v.	.............................. €
		an die Landeszentralkasse M-V, 
		Konto-Nr.: 14 00 15 18, BLZ: 130 000 00 BBk, Filiale Rostock
		IBAN: DE26 1300 0000 0014 0015 18, BIC: MARKDEF1130 

	zurückzuzahlen, wenn auch die Prüfung der Abrechnung 	durch das Landesamt für 	Straßenbau und Verkehr M-V dies ergeben sollte.




6.	Anlagen

Als Anlagen haben wir beigefügt:

[bookmark: Kontrollkästchen1]|_|	Nachweis über den Linienverkehr mit Straßenbahnen (§ 230 Abs. 1 Nr. 1 SGB IX) bzw. 	über 	den Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen nach § 42 PBefG (§ 230 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX) 
	auf 	Linien, bei denen die Mehrzahl der Beförderungen eine Strecke von 50 km nicht 	überstieg (gem. Anlage 1)

|_|	Nachweis über den Linienverkehr mit Kfz nach § 43 PBefG (§ 230 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX) auf 	Linien, bei denen die Mehrzahl der Beförderungen eine Strecke von 50 km nicht überstieg, 	soweit nach § 45b Abs. 3 PBefG von der Einhaltung der Vorschriften über die 	Beförderungsentgelte keine Befreiung erteilt worden ist (gemäß Anlage 2)

|_|	Nachweis über den Linien-, Fähr- und Übersetzverkehr mit Wasserfahrzeugen (§ 230 Abs. 	1 Nr. 7 SGB IX, § 6 Abs. 2 Nr. 2 Wasserverkehrsgesetz), wenn dieser der Beförderung von 	Personen im Orts- und Nachbarortsverkehr dient und Ausgangs- und Endpunkt innerhalb 	dieses Bereiches liegen (gemäß Anlage 3)

|_|	Kopie der durch einen Wirtschaftsprüfer / Steuerberater bestätigten Gewinn- und Verlust-	rechnung bzw. Buchungsunterlagen, mit denen die unter Ziffer 1 aufgeführten Beträge 	bestätigt werden.

7. 	Vorauszahlungen für Folgejahre

Hiermit beantrage ich / beantragen wir Vorauszahlungen von Fahrgeldausfällen gemäß § 233 Abs. 3 Sozialgesetzbuch – Neuntes Buch – (SGB IX) für die unentgeltliche Beförderung schwerbehinderter Menschen im öffentlichen Personennahverkehr im Linienverkehr mit Straßenbahnen / Kraftfahrzeugen / Linienfähr- und Übersetzungsverkehr mit Wasserfahrzeugen 
(Nichtzutreffendes streichen)

für die Zeit vom ........................................ bis ........................................ .

Basis für die Berechnung sind die voraussichtlichen Erstattungsbeträge des Vorjahres, die durch die zuständige Behörde auf Grundlage dieses Antrages mit Bescheid festgesetzt werden.

Berechnung:

	7.1.
	Erstattungsbeträge des Vorjahres insgesamt

	
.............................. €

	7.2.
	Vorauszahlungsbeträge 
Vorauszahlungsbeträge 80 % von Ziffer 7.1. insgesamt:
	

.............................. €

	7.3.	
	* Vorauszahlung zum 15. Juli …….
	
.............................. €

	7.4.
	* Vorauszahlung zum 15. November …….
	
.............................. €

	Jede Veränderung der Tatsachen, die der Berechnung zugrunde liegen, werde ich / werden wir dem Landesamt für Straßenbau und Verkehr M-V unverzüglich anzeigen.





..................................................	.....................................................................
Ort und Datum	Stempel und Unterschrift des Antragstellers




8.	Bescheinigung des Wirtschaftsprüfers / Steuerberaters

Aufgrund der Buchungsunterlagen wird hiermit bestätigt, dass es sich bei den in Abschnitt 1 aufgeführten Beträgen ausschließlich um erstattungsfähige Fahrgeldeinnahmen (einschl. Um-satzsteuer) gemäß § 231 Abs. 2 SGB IX handelt. Die Beträge beinhalten keine Ausgleichs-zahlungen gemäß AusglVO MV. Es wird ferner bestätigt, dass nur Fahrgeldeinnahmen aus Linienverkehren gemäß §§ 42 und 43 (2) PBefG berücksichtigt wurden, bei denen die Mehrzahl der Beförderungen eine Strecke von 50 km nicht übersteigt (§ 230 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX).



..................................................	......................................................................
Ort und Datum	Firmenstempel und Unterschrift


9.	Feststellungsbescheinigungen durch das Landesamt für Straßenbau und Verkehr 
	M-V als zuständige Verwaltungsbehörde

Rechnerisch und sachlich richtig




....................................................
Name, Amtsbezeichnung




                                                                                                                                   Anlage 1


Nachweis über den Linienverkehr mit Straßenbahnen (§ 230 Abs. 1 Nr. 1 SGB IX) bzw. über den Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen nach § 42 PBefG (§ 230 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX) auf Linien, bei denen die Mehrzahl der Beförderungen eine Strecke von 50 km nicht überstieg


	lfd.
Nr.
	Linien-nummer/
Linien-
bezeichnung
	Ausgangs- und
Endpunkt der Linie
	Streckenlänge in km
	Konzession 
bzw. EE
erteilt am:
Datum / 
Behörde / AZ
	Konzession 
bzw. EE
erteilt bis:

Datum
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                                                                                                                                   Anlage 2


Nachweis über den Linienverkehr mit Kfz nach § 43 PBefG (§ 230 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX) auf Linien, bei denen die Mehrzahl der Beförderungen eine Strecke von 50 km nicht überstieg, soweit nach § 45 Abs. 3 PBefG von der Einhaltung der Vorschriften über die Beförderungsentgelte keine Befreiung erteilt worden ist


	lfd.
Nr.
	Linien-nummer/
Linien-
bezeichnung
	Ausgangs- und
Endpunkt der Linie
	Streckenlänge in km
	Konzession 
bzw. EE
erteilt am:
Datum / 
Behörde / AZ
	Konzession 
bzw. EE
erteilt bis:

Datum

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	



                                                                                                                                  Anlage 3


Nachweis über den Linien-, Fähr- und Übersetzverkehr mit Wasserfahrzeugen (§ 230 Abs. 1 Nr. 7 SGB IX), wenn dieser der Beförderung von Personen im Orts- und Nachbarortsverkehr dient und Ausgangs- und Endpunkt innerhalb dieses Bereiches liegen


	lfd.
Nr.
	Linien-nummer/
Linien-
bezeichnung
	Ausgangs- und
Endpunkt der Linie
	Streckenlänge in km
	Genehmigung nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 WVG
erteilt am:
Datum / 
Behörde / AZ
	Genehmigung nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 WVG
erteilt bis:

Datum

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	



